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Besitzerin muss nach Unfall Geldstrafe zahlen

¥ Detmold. Die lippische Gans
Erika, die eine Radfahrerin zu
Fall gebracht hat, geht straffrei
aus. Die 51 Jahre alte Besitzerin
des Tiers dagegen muss 500 Eu-
ro Strafe wegen fahrlässiger
Körperverletzung zahlen, wie
die Staatsanwaltschaft Detmold
mitteilte. Das habe das Amts-
gericht inzwischen beschlossen.

Erika war im Februar in Lem-
go ausgebüxt und mit der Rad-
fahrerin zusammengestoßen.
Diese brach sich beim Sturz das
Nasenbein und erlitt Prellun-
gen und Schürfwunden. An ih-
rem Elektrofahrrad entstand ein
Schaden von mehreren hun-
dert Euro.

Die acht Jahre alte Gans büß-
te nur einige Federn ein und
wurde von der Staatsanwalt-
schaft ausdrücklich gelobt. Eri-

ka habe ordnungsgemäß auf die
Polizeibeamten gewartet, hieß
es.
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Bielefelder Wissenschaftler kritisieren IQB-Studie zur Inklusion

VON MONIKA KOPHAL

¥ Bielefeld. Im gemeinsamen
Unterricht oder in der För-
derschule – wo lernen Kinder
mit sonderpädagogischem
Förderbedarf besser? Eine
Studie des Instituts zur Qua-
litätsentwicklung im Bil-
dungswesen (IQB) hält die Re-
gelschule für geeigneter. Bie-
lefelder Forscher aber halten
dagegen.

„Die Förderschulensind doch
das Sammelbecken der Härte-
fälle“, sagt Elke Wild, die mit
Birgit Lütje-Klose seit zwei Jah-
ren das BiLieF-Projekt an der
Universität Bielefeld zum The-
ma Inklusion leitet. An der Vor-
gehensweise bei der IQB-Stu-
die hat die Psychologin einiges
auszusetzen, angefangen bei den
Voraussetzungen.

Wenn von Anfang an die
Kinder mit größerem sonder-
pädagogischem Förderbedarf
auch auf die Förderschule kom-
men, „dann ist dieses Ergebnis
doch nicht verwunderlich“. Es
sei aber ein verfälschtes Ergeb-
nis. Wild: „Die Ergebnisse der
IQB-Studie sagen nichts darü-

ber aus, bei welchem Schul-
modell sich ein Kind besser ent-
wickelt.“

Das BiLieF-Projekt ist ein
Längsschnitt, also eine Lang-
zeitstudie, die im November
2012 begann und noch min-
destens eineinhalb Jahre läuft.
Beim IQB wurde ein Quer-
schnitt gemacht. Das heißt, die
Wissenschaftler haben die Kin-
der lediglicheinmalgetestet.Das
Problem dabei: „Bei unter-
schiedlichen Voraussetzungen
ist nicht der Leistungsstand zu

einem bestimmten Zeitpunkt
bedeutend, sondern die Ent-
wicklung“, so Wild. Nur so las-
se sich herausfinden, welches
Schulmodell für Kinder mit
sonderpädagogischem Förder-
bedarf geeignet ist.

Aleksander Kocaj, Mitautor
der IQB-Studie, verteidigt das
Vorgehen: „Über die Entwick-
lung trifft die Studie natürlich
keine Aussagen. Aber es ist ei-
ne Bestandsaufnahme. Und die
besagt, dass Kinder auf der Re-
gelschule besser und schneller
lernen.“

Für Elke Wild ist auch frag-
lich, welcher Förderbedarf vom
IQB überhaupt untersucht wur-
de. An der Universität Bielefeld
setze man auf Qualität. Ledig-
lich der Förderbereich „Ler-
nen“ (schriftsprachliche Kom-
petenz) ist Untersuchungsge-
genstand. Wild: „Neben der
Leistung spielt bei uns auch die
psychosoziale Entwicklung eine
Rolle.“ Dazu gehören Fragen
wie: Gehst du gerne zur Schu-
le? Fühlst du dich bei den Leh-
rern wohl? „Das sind doch
wichtige Indikatoren, die die
Leistungsergebnisse beeinflus-
sen.“ Auch die Herkunft sei ei-

ne wichtige Variable bei sol-
chen Vergleichen.

Die Wissenschaftler vom IQB
haben mehr als die Bielefelder
Kollegen untersucht: Lernen,
Sprache sowie emotionale und
soziale Kompetenz. Die Her-
kunft sei auch eingeflossen. Ko-
caj: „Man kann sich das wie
Zwillinge vorstellen. Wir haben
uns aus Regel- und Förderschu-
le jeweils zwei Kinder gesucht,
die miteinander vergleichbar
sind.“ Dennoch wird einge-
räumt, dass es sich lediglich um
„ein Foto“ handelt, das Hin-
weise geben kann.

Zu bedenken ist laut Elke
Wild auch, dass sich die Wis-
senschaftler in Bielefeld auf ei-
ne kleine Gruppe konzentrie-
ren, dafür aber ins Detail ge-
hen: 425 Schüler aus 202 Klas-
sen und 159 Schulen. Die IQB
hingegen habe bundesweit ge-
forscht. „Es wurden die Tests
von mehr als 1.000 Kindern
ausgewertet“, so Kocaj.

In Bielefeld habe man bisher
nur Zwischenergebnisse. Aber:
„Das ist für uns nicht aussage-
kräftig genug.“ Niemand wisse
zum jetzigen Zeitpunkt, ob die
Förderschule schlechter sei.
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¥ Kinder mit sozialpä-
dagogischem Förderbe-
darf haben die Wahl: Sie
können auf eine Förder-
schule oder eine Regel-
schule gehen. Bei der In-
klusion an Regelschulen
lässt sich unterscheiden
zwischen dem gemeinsa-
men Unterricht (GU)
und der KSF-Schule
(Kompetenzzentrum für
sonderpädagogische
Förderung). (mkp)
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¥ Bielefeld. Wer wissen möch-
te, wie das Leben von Ordens-
leuten aussieht, kann das am
ersten bundesweiten „Tag der
offenen Klöster“ erfahren. Am
heutigen 10. Mai laden in Ost-
westfalen elf Klöster in Biele-
feld, Paderborn, Wiedenbrück,
Minden, Rietberg, Beverungen
und Salzkotten zum Besuch ein.
Weitere Infos unter www.tag-
der-offenen-klöster.de.
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¥ Herford. Am Herforder Kli-
nikum entstehen 130 neue
Parkplätze. Das Krankenhaus
reagiert damit auf die ange-
spannte Lage auf den Parkplät-
zen im Umfeld. Anwohner, Pa-
tienten und Besucher hatten laut
Klinikleitung mehrfach ihren
Unmut geäußert. Wann das
Bauprojekt konkret in Angriff
genommen wird, teilte der Vor-
stand noch nicht mit.
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¥ Bielefeld. Nach einem bru-
talen Angriff auf einen Taxi-
fahrer bei Karlsruhe ist ein 30-
jähriger Bielefelder festgenom-
men worden. Der Mann soll al-
koholisiert in das Taxi eines 53-
Jährigen gestiegen sein und die-
sen mit einer Glasscherbe ins
Gesicht gestochen haben. Dem
Bielefelder wird Mordversuch
vorgeworfen. Der Grund für den
Angriff ist unklar.
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¥ Bad Oeynhausen. Der vom
Bund geplante Ausbau der Au-
tobahn 2 in OWL auf acht Spu-
ren trifft auf Widerstand. Der
Rat der Stadt Bad Oeynhausen
hat die Kommune jetzt beauf-
tragt, sich mit anderen Orten
gegen diese Pläne zu stemmen.
Den Bürgern seien ein weiterer
Ausbau und die damit verbun-
dene Lärmbelastung nicht mehr
zuzumuten, so die Politiker.
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¥ Bad Driburg. Seine Medi-
kamente sind einem 72-jähri-
gen Autofahrer in Bad Driburg
zum Verhängnis geworden.
Unter Tabletteneinfluss ste-
hend, fuhr der Mann in Schlan-
genlinien durch die Stadt. Auf
dem Parkplatz eines Super-
markts stieß er mit seinem Opel
gegen einen Fiat. An beiden
Fahrzeugen entstand Sachscha-
den.
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¥ Paderborn. 22.895 Men-
schen haben eine deutschland-
weite Petition gegen die Privi-
legierung von Windenergiean-
lagen im Außenbereich unter-
zeichnet. Das gab der Initiator
der Petition bekannt, der Ver-
fassungsbeschwerde beim Bun-
desverfassungsgericht eingelegt
hat. Viele der Unterstützer
kommen aus dem Kreis Pa-
derborn.
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¥ Lemgo. Ein Baggerführer hat
bei Erdarbeiten am Lemgoer
Krankenhaus versehentlich ein
Mittelspannungskabel durch-
trennt. Die Folge: Das benach-
barte Wohnviertel war eine
knappe Stunde ohne Strom.
Ebenfalls betroffen war das Kli-
nikum, in weiten Teilen aller-
dings nur für wenige Sekun-
den. Dann sprang ein Not-
stromaggregat an.
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THEMENWOCHE ENERGIEWENDE Johannes Remmel (Grüne), Umweltminister in Nordrhein-Westfalen, über die geplante EEG-Novelle

¥ Bielefeld. Eine Woche lang
haben wir Aspekte der Ener-
giewende beleuchtet. Es ging um
die Zukunft der erneuerbaren
Energien, Strompreise und
Netzausbau. Heute beantwor-
tet der nordrhein-westfälische
Umweltminister Johannes
Remmel (Grüne) Fragen dazu
von Matthias Bungeroth.

Herr Minister Remmel, das Bun-
deskabinett hat die Weichen für
ein neues EEG gestellt. Ein gro-
ßer Wurf oder eher ein Flop?
JOHANNES REMMEL: Es
kommt noch entscheidend auf
die Beratungen an. Das eine ist,
was das Bundeskabinett vor-
legt, das andere, was Bundestag
und Bundesrat daraus machen.

Welche Punkte des Gesetzes wür-
den Sie anders gestalten, wenn Sie
alleine entscheiden könnten?
REMMEL: Zunächst hätte ich
mir keine Strompreisdebatte
über zwei bis drei Jahre geleis-
tet. Denn damit wird ein völlig
falscher Fokus gesetzt. Klima-
schutz und Energiewende ge-
hen weit über das Jahr 2022 hi-
naus, wenn die letzten Atom-
kraftwerke hoffentlich abge-
schaltet sind. Wir verlieren ge-
rade in zentralen Fragen viel
Zeit: Energieeffizienz, Energie-
einsparung, Gebäudesanierung
und dazu die Frage, wie wir

künftig Mobilität organisieren
(zum Beispiel mit Elektrofahr-
zeugen). 40 Prozent der Ener-
gie, die wir verbrauchen, geht
in Wärme oder Kälte. Das spielt
in der Diskussion jedoch keine
Rolle. Stattdessen haben wir ei-
ne Fixierung auf Strom. Da-
hinter steht der Wechsel von ei-
nem alten zu einem neuen Sys-
tem, verbunden mit einem
Wechsel der entsprechenden
Marktstrukturen.

Können Sie verstehen, dass den
Privatverbraucher die Entwick-
lung des Strompreises umtreibt?
REMMEL: Absolut. Ich finde es
auch ungerecht, dass es den bil-
ligsten Strom in Europa an der
deutschen Strombörse gibt und
die Verbraucher davon nicht
profitieren. Das kann nicht sein.
Da müssen wir was tun. Aber
das steht leider nicht im Fokus.

Noch immer wird die Wirtschaft
um gut 5 Milliarden Euro bei der
EEG-Abgabe entlastet. Ist das
richtig?
REMMEL: Ich persönlich und
viele Kollegen sind durchaus für
solche Ausnahmen, etwa in der
Stahl- oder Aluminiumerzeu-
gung. Denn auch andere Bran-
chen profitieren in der Wert-
schöpfungskette. Aber wer
Ausnahmen will, muss Aus-
nahmen begrenzen. Wenn es

jetzt so aussieht, dass sogar noch
über die 5,1 Milliarden Euro hi-
naus entlastet wird, versteht das
niemand mehr.

Bedeutet der weitere Ausbau der
erneuerbaren Energien, dass
OWL bald mit Windkraftanla-
gen zugepflastert sein wird?
REMMEL: Nein, mit Sicherheit
nicht. Deshalb sage ich ja auch:
Der Blick ist zu verengt. Unser
Ansatz in NRW setzt auf ein Kli-
maschutzkonzept. Wir unter-
suchen mehrere erneuerbare
Energiearten, beschäftigen uns
mit Wärme, Biomasse und
Energieeinsparung. Wichtig ist,
dass es allerorts umfassende
Klimaschutzkonzepte gibt, wo
eben alle Potenziale angegan-
gen werden. Es gibt zum Bei-

spiel Straßenlaternen, die brau-
chen 80 Prozent weniger Ener-
gie als herkömmliche. Das sind
die tief hängenden Früchte der
Energiewende. Nur darüber und
über Gebäudesanierung redet
niemand. Die Stadt Lemgo ist
ein gutes Beispiel für die Nut-
zung von Fernwärme. 70 Pro-
zent der Haushalte sind an ein
solches System angeschlossen.

Wie soll es denn bei der Wind-
energie weitergehen?
REMMEL: Bis 2020 wollen wir
den Anteil der Windenergie von
derzeit 4 auf 15 Prozent stei-
gern. Wenn wir jede Altanlage
ertüchtigen würden auf den
neuesten technischen Stand,
dann würden wir das mit den
bestehenden Anlagen gut

schaffen können. Das ist na-
türlich nur eine theoretische
Berechnung, zeigt aber, wel-
ches Potenzial alleine in der Op-
timierung bestehender Anlagen
liegt. NRW ist das Land von
Netzen und Speichern und das
Land der erneuerbaren Ener-
gien, besonders im Bereich der
Technologien. Jede dritte Tur-
bine weltweit kommt aus NRW.

Gilt das auch für OWL?
REMMEL: Ja, OWL profitiert
schon massiv vom Ausbau ei-
nes neuen Energiesystems. Es ist
die Innovationsregion mit den
vielen Maschinenbauern und
Hochschulen. Ostwestfalen-
Lippe hat sich heute schon als
Energieregion aufgestellt.

Biomasse soll vom neuen EEG
nicht gerade begünstigt werden.
Eine richtige Entscheidung?
REMMEL: Das ist grundsätz-
lich richtig, wenn man sagt, man
will nicht mehr so in die Fläche
gehen mit dem Maisanbau. Aber
ich halte den vorgesehenen De-
ckel für falsch. Wenn man die
Energie aus anderen Reststof-
fen wie Gülle oder Biomüll ge-
winnen will, ist da noch viel zu
holen.

Wird im EEG genug Wert auf
Energieeffizienz gelegt?
REMMEL: Es steht nicht an, an

irgendwelchen Schrauben zu
drehen, sondern sich Gedan-
ken darüber zu machen, wie
künftig ein Strommarkt orga-
nisiert wird. Unser zentrales
Problem ist, dass zurzeit keine
Neuinvestitionen stattfinden.
Bei einem Strompreis an der
Börse von teilweise unter vier
Cent investiert niemand in neue
Anlagen. Wir brauchen aber
flexible Kraftwerke, wie Gas-
kraftwerke und Kraft-Wärme-
Kopplungs-Anlagen, um mit-
telfristig Versorgungssicherheit
herzustellen. Gleichzeitig funk-
tioniert der Emissionshandel
nicht. So verdienen die schmut-
zigsten Kraftwerke das meiste
Geld. In NRW müssten wir je-
des Jahr 3 bis 5 Milliarden in
neue Strukturen investieren.

Anlagen zur Eigenstromversor-
gung sollen künftig EEG-Abgabe
zahlen. Planen Sie im Bundesrat
Änderungsanträge?
REMMEL: Ja, da werden wir ge-
meinsame Anträge stellen. Ins-
gesamt sehe ich beim EEG eher
die Gefahr, dass wir die große
ökonomische Chance, die da-
mit verbunden ist, leichtfertig
verspielen, indem wir zu sehr
auf die Bremse drücken. Aber
man kann kein System rund um
die Erneuerbaren bauen, das zu
sehr auf die Strukturen mit gro-
ßen Kraftwerken setzt.
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Züchter aus Rahden verliert vor Verwaltungsgericht
VON HUBERTUS GÄRTNER

¥ Minden/Rahden. Der letzten
Nerzfarm in NRW droht nach
zahlreichen Demonstrationen
von Tierschützern nun juris-
tisch das Aus. Das Verwaltungs-
gericht in Minden hat gestern
die Klage des Betreibers aus
Rahden-Varl gegen eine Ver-
fügung des Kreises Minden-
Lübbecke abgewiesen.

Vorausgegangen waren hef-
tige Auseinandersetzungen. Der
Gesetzgeberhattebereits imJahr
2006 größere Käfige (mindes-
tens ein Quadratmeter pro Tier)
für die Nerze vorgeschrieben.
Als etliche Züchter, so auch der
in Rahden-Varl, die ihnen ein-
geräumte Übergangsfrist von
fünf Jahren verstreichen ließen,
ohne die neuen Vorgaben um-
zusetzen, wurden die Veteri-
närbehörden aktiv. Entspre-
chende Verfügungen wurden
erlassen. Vor allem NRW habe
die erhöhten Tierschutzanfor-
derungen für die Nerzfarmen
„konsequent umgesetzt“, sagt
Peter Schütz, Sprecher des Lan-
desamtes für Natur, Umwelt
und Verbraucherschutz.

Die Nerzzüchter wehrten sich
jedoch. Vermutlich um Zeit zu
gewinnen, reichten sie gegen
Ende der Übergangsfrist Kla-
gen mit dem Argument ein, ihr
Geschäft werde durch den Um-
bau der Käfige unrentabel, die
neuen Tierschutzvorgaben ver-
stießen daher „gegen das

Grundrecht der Berufsfreiheit“.
Wie zuvor schon die Ver-

waltungsgerichte in Münster
und Schleswig, folgte nun auch
das Verwaltungsgericht Min-
dendieserArgumentationnicht.
Es bestünden keine Bedenken
gegen die Verfassungsmäßig-
keit und Wirksamkeit der Tier-
schutz-Nutztierhaltungsver-
ordnung, urteilte die 2. Kam-
mer. Die Nerzzucht werde nicht
grundsätzlich verboten, die
Grundrechte der Halter nicht
unverhältnismäßig einge-
schränkt. Es sei auch „nicht zu
beanstanden, dass bei der Ab-
wägung zwischen der Verfas-
sungsposition Tierschutz ei-
nerseits und den Grundrechten
der Tierhalter andererseits den
Belangen des Tierschutzes Vor-
rang eingeräumt“ wurde.

Der Verband der Pelztier-
züchter äußerte sich auf An-
frage nicht dazu, ob gegen die
erstinstanzlichen Urteile Beru-
fung beim Oberverwaltungsge-
richt eingelegt wird. Der Rah-
dener Züchter war nicht zu er-
reichen. Im Aufwind sehen sich
hingegen die Tierschützer.
„Nerzfarmen gehören abge-
schafft“, sagte Ralf Unna, Spre-
cher des NRW-Tierschutzver-
bandes. Es sei aus Gründen des
Tierschutzes „nicht zu verant-
worten, diese hochintelligenten
Nerze, die in Freiheit durch rie-
sige Reviere streifen, unter öko-
nomisch-industriellen Bedin-
gungen zu halten“.
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